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Der Bundesminister für Atomfragen 
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Bad Godesberg, den 19. Juni 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Britisch-deutsche Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biete der Nutzung der Kernenergie für friedliche 
Zwecke 

Bezug: Kleine Anfrage 248 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 2352 - 


Die Kleine Anfrage 248 der Fraktion der FDP beantworte ich wie 
folgt : 


Zu 1. 

a) Die britische Regierung ist in Genf nicht an den Leiter der 
deutschen Delegation oder seinen Stellvertreter mit Vorsdilägen 
über die Aufnahme von Verhandlungen mit dem Ziel des Ab- 
schlusses eines britisch-deutschen Atomabkommens herangetreten. 

b) Es trifft zu, daß im Oktober 1955 bei einer Besprechung des Herrn 
Bundeskanzlers mit dem Leiter des British Atomic Energy Research 
Establishment, Sir Jon Cockeroft, in allgemeiner Form über eine 
künftige Zusammenarbeit zwischen Großbritannien und der Bundes- 
republik auf dem Gebiet der Erforschung und Nutzung der Kern- 
energie zu friedlichen Zwecken gesprochen worden ist. Hierbei 
ist auch erörtert worden, zu gegebener Zeit in Verhandlungen 
über ein Abkommen mit Großbritannien einzutreten. Ein förm- 
liches Angebot einer entsprechenden Vereinbarung durch den 
britischen Gesprächspartner oder gar konkrete Absprachen hier- 
über hätten schon deshalb nicht erfolgen können, weil sich beide 
Gesprächspartner dessen bewußt waren, daß hierfür in der 
Bundesrepublik erst die Mindestvoraussetzungen durch den Auf- 
bau einer obersten Atombchörde und durch den Abscl:iluß von 
Vorarbeiten für ein deutsches Kernenergiegesetz gegeben sein 
mußten. 


Zu 2. 

Der Bundesminister für Atomfragen hat anläßlich seines Besuches 
in Großbritannien vom 5. bis 7. Dezember 1955 dem für die Atom- 
energie zuständigen britischen Kabinettsminister Lordpräsident Mar- 
quess of Salesbury, ferner dem Leiter der British Atomic Energy 
Authority, Sir Edwin Plowden, und dem Leiter des Atomic Energy 
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Research Establishment, Sir John Cockcroft, erklärt, die Bundesrepu- 
blik Deutschland lege Wert darauf, mit Großbritannien in eine enge 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Erforschung und Verwertung 
der Kernenergie zu friedlichen Zwecken einzutreten. Auch der Bundes- 
minister für Atomfragen brachte damals zum Ausdruck, daß die 
Bundesrepublik es begrüßen würde, wenn nach Abschluß der drin- 
gendsten organisatorischen Voraussetzungen beim Aufbau des Bundes- 
ministeriums für Atomfragen und nach Beendigung der Vorarbeiten 
für ein deutsches Kernenergiegesetz Verhandlungen mit dem Ziel 
eines britisch-deutschen Atomabkommens aufgenommen werden 
könnten. 


Zu 3. 

Der Bundesminister für Atomfragen hat mit Schreiben vom 7. Mai 1956 
dem Königlich Britischen Botschafter in der Bundesrepublik mitgc- 
teilt, daß ihm nunmehr bei dem Stande des Aufbaus seines Mini- 
steriums und auf Grund der Ergebnisse der Vorarbeiten für ein 
deutsclies Kernenergiegesetz und der Beratungen der Deutschen Atom- 
kommission und ihrer Fachkommissionen die notwendigen Voraus- 
setzungen gegeben zu sein schienen, um in konkrete Besprechungen 
über ein britisch-deutsches Atomabkommen einzutreten. Zu diesem 
Zweck hat er gleichzeitig die Entsendung einer deutschen Delegation 
nach London zur Aufnahme der Besprechungen vorgeschlagen und 
seine Bereitschaft zum Ausdruck gebracht, die Beratungen zu gege- 
bener Zeit selbst fortzuführen und zum Abschluß zu bringen. Nach- 
dem die zuständigen britischen Stellen dem Vorschlag des Bundes- 
ministers für Atomfragen zugestimmt haben und in ein^m Gespräch 
mit dem Königlich Britischen Botschafter am 4. Juni 1956 weitere 
technische Voraussetzungen für die Aufnahme der Beratungen ge- 
klärt werden konnten, werden die Beratungen über ein deutsch- 
britisches Atomabkommen am 20. Juni 1956 in London zwischen 
der British Atomic Energy Authority und einer Delegation der 
Bundesregierung aufgenommen. 

Die Beantwortung der Frage zu La) erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Auswärtigen Amt, der Frage zu 1. b) im Einvernehmen mit 
dem Herrn Staatssekretär des Bundeskanzleramts. 


Strauß 



